
Präsident der Republik an die Gegenzeichnung der 
dem Parlament verantwortlichen Minister gebunden.

In Deutschland entsprachen die Verfassungen der 
Einzelstaaten, die in den Jahren 1815 bis 1848 ent­
standen, dem monarchischen Prinzip, wie es die Wie­
ner Bundesakte von 1815 und die Wiener Schlußakte 
von 1820 vorgeschrieben hatten. Die Wiener Bundesakte, 
die den Deutschen Bund begründete, war ein Beschluß 
der Fürsten und ordnete für alle Bundesstaaten die 
landständische Feudalverfassung an. Die Anwendung 
des Begriffes „Repräsentation des Volkes“ wurde ab­
sichtlich vermieden, da die Staatsmänner der monar­
chischen Restauration den politischen Sinn des Be­
griffes erkannt hatten. Deshalb versuchten sie, an die 
Stelle einer nationalen Repräsentation des Volkes 
ständische Interessenvertretungen zu setzen. Die 
Wiener Schlußakte bestimmte, daß eine Verfassung, 
welche die Souveränität des Fürsten in der Weise 
schmälerte, daß sie die Staatsherrschaft zwischen ihm 
und einer Volksvertretung teile, dem Artikel XIII der 
Bundesakte widerspreche. Die Verfassungsgebung in 
den Mitgliedstaaten wurde der Aufsicht des Bundes­
tages unterstellt, was nicht weniger bedeutete, als 
daß der Bund insoweit gegenüber jedem seiner Mit­
gliedstaaten ein Interventionsrecht hatte. Daraus ist es 
zu erklären, daß der Bundestag noch auf die Juli­
revolution des Jahres 1830 mit dem Beschluß vom 
28. Juni 1832 reagierte, in dem es u. a. hieß, daß die 
Bundesfürsten Anträge der Stände zu verwerfen hät­
ten, die dem Grundsatz, daß die gesamte Staatsgewalt 
im Souverän, d. h. im Monarchen, vereinigt sei, wider­
sprächen.

Um so. revolutionärer wirkten die Ereignisse des 
Jahres 1848, und zwar besonders der Beschluß des 
Frankfurter Vorparlaments, Wahlen zu einer verfas­
sungsgebenden deutschen Nationalversammlung aus­
zuschreiben, die auf Grund des allgemeinen gleichen 
und direkten Wahlrechts durchgeführt werden sollte.

Die von der Frankfurter Nationalversammlung aus­
gearbeitete Verfassung vom 28. März 1849 hätte zwei­
fellos einen ungeheuren Schritt vorwärts in der deut­
schen Verfassungsentwicklung bedeutet: Sie enthielt 
Bestimmungen über die Beseitigung des Feudalismus 
und die Begründung einer bürgerlichen Freiheit und 
Gleichheit, über die Gewerbefreiheit und die Besei­
tigung der Zollschranken; sie sah einen einheitlichen 
Grundrechtskatalog für das ganze Reich vor und 
wollte im Rahmen einer konstitutionellen Monärchie 
eine deutsche Reichsgewalt in der Form eines Bundes­
staates, also unter Beseitigung des dynastischen Staa­
tenbundes begründen. Die Verfassung bekannte sich 
auch zum parlamentarischen Prinzip: die Minister soll­
ten dem Reichstag verantwortlich sein, der sich aus 
zwei Häusern zusammensetzen sollte, einem Staaten­
haus, zur Hälfte aus Mitgliedern der Volksvertretun­
gen der Einzelstaaten bestehend, zur anderen Hälfte 
aus Vertretern der Regierungen der Einzelstaaten, 
und einem Volkshaus, das aus den Abgeordneten des 
deutschen Volkes bestehen sollte, die auf Grund all­
gemeinen, gleichen, direkten, aber öffentlichen Wahl­
rechts gewählt werden sollten (vgl. § 93 der Frank­
furter Reichsverfassung und das Reichsgesetz vom 
12. April 1849).

Es ist bekannt, daß die F r a n k f u r t e r  N a t i o ­
n a l v e r s a m m l u n g  die ihr zufallende historische 
Aufgabe, die Einheit der deutschen Nation auf demo­
kratischer Grundlage zu verwirklichen, nicht gelöst 
hat. Die Frankfurter Nationalversammlung war alles 
andere als eine revolutionäre Versammlung. Sie war 
kein französischer Nationalkonvent. Ein ganzes Jahr 
lang und mit deutscher Gründlichkeit beriet sie zu­
nächst die Grundrechte und dann die Verfassung, be­
schloß sie eine Reihe von Gesetzen, während die In­
haber der faktischen Gewalt, die Monarchie und der 
Feudalismus, das Besitzbürgertum, die Militärs und 
die Bürokratie inzwischen zur Gegenrevolution über­
gingen. In der ersten Nummer der „Neuen Rheinischen 
Zeitung“ schrieb Friedrich E n g e l s  am 1. Juli 1848 
über die Frankfurter Nationalversammlung:

„Das deutsche Volk hatte sich in den Straßen fast 
aller großen und kleinen Städte des Landes, und 
speziell auf den Barrikaden von Wien und Berlin, 
seine Souveränität erobert. Es hatte diese Souverä­
nität in den Wahlen zur Nationalversammlung aus­
geübt.

Der erste Akt der Nationalversammlung mußte sein, 
diese Souveränität des deutschen Volkes laut und 
öffentlich zu proklamieren.
Ihr zweiter Akt mußte sein, die deutsche Verfassung 
auf der Grundlage der Volkssouveränität auszuarbei­
ten, und aus dem faktisch bestehenden Zustande 
Deutschlands alles zu entfernen, was dem Prinzip 
der Volkssouveränität widersprach.
Während ihrer ganzen Session mußte sie die nöti­
gen Maßregeln ergreifen, um alle Reaktionsversuche 
zu vereiteln, um den revolutionären Boden, auf dem 
sie steht, zu behaupten, um die Errungenschaft der 
Revolution, die Volkssouveränität vor allen Angrif- 
fenen sicherzustellen. Die deutsche Nationalversamm­
lung hat nun schon an ein dutzend Sitzungen gehal­
ten und hat von dem allen nichts getan.“
Nein, es war keine revolutionär-aktive Versamm­

lung, sondern eine „Vereinbarungsversammlung“, die 
die revolution mit der preußischen Monarchie verein­
baren und die Regierungsgewalt einem erblichen Kai­
ser, und zwar dem preußischen König, im Rahmen 
einer konstitutionellen Verfassung anvertrauen wollte?).

Obwohl die F r a n k f u r t e r  R e i c h s v e r f a s ­
s u n g  vom 28. März 1849 nicht in Kraft trat, ist es 
lehrreich, sich ihre Prinzipien näher zu betrachten, 
da späterhin, als die monarchische Gewalt und das 
Bismarcksche Reich im ersten Weltkrieg zusammen­
gebrochen waren, die Weimarer Verfassungsgesetzgeber 
an die Frankfurter Verfassung anknüpften. In der 
Frankfurter Reichsverfassung wird der R e i c h s -  
g e w a 11 die völkerrechtliche Vertretung, das Recht 
des Krieges und des Friedens übertragen. Ihr steht 
die gesamte bewaffnete Macht zur Verfügung und 
ihr obliegt nach § 54 die Wahrung des Reichsfriedens, 
d. h. sie hat die für die Aufrechterhaltung der inneren 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu 
treffen. Die Reichsgewalt wird nach der Frankfurter 
Reichsverfassung in erster Linie durch das R e i c h s ­
o b e r h a u p t  repräsentiert, d. h. durch den erblichen 
Monarchen, den Kaiser der Deutschen, den preußischen 
König. Er hat also die völkerrechtliche Vertretung des 
Reiches und der einzelnen deutschen Staaten wahrzu­
nehmen, er hat den Krieg zu erklären und den Frie­
den sowie Bündnisse und Verträge mit auswärtigen 
Mächten zu schließen (§§ 54 bis 84). Ihm ist nach § 83 
die Wahrung des Reichsfriedens gemäß § 54 übertra­
gen, eine Regelung, die das Vorbild für den Artikel 48 
der Weimarer Verfassung abgab. Er hat auch die 
Verfügung über die bewaffnete Macht. Er hat das 
Begnadigungsrecht in den Strafsachen, welche zur 
Zuständigkeit des Reichsgerichts gehören. Ganz all­
gemein heißt es in § 84 der Verfassung:

„Überhaupt hat der Kaiser die Regierungsgewalt 
in allen Angelegenheiten des Reiches nach Maßgabe 
der Reichsverfassung. Ihm als Träger dieser Gewalt 
stehen diejenigen Rechte und Befugnisse zu, welche 
in der Reichsverfassung der Reichsgewalt beigelegt 
und dem Reichstag nicht zugewiesen sind.“
Dem Reichstag, und zwar sowohl dem Staatenhaus 

wie dem Volkshaus, gab der § 99 der Verfassung das 
„Recht des Gesetzesvorschlages, der Beschwerde, der 
Adresse und der Erhebung von Tatsachen sowie der 
Anklage der Minister“. Auch der Kaiser hatte das Recht 
des Gesetzesvorschlages. Er übt, sagt § 88, „die gesetz­
gebende Gewalt in Gemeinschaft mit dem Reichstage 
unter den verfassungsmäßigen Beschränkungen aus. Er 
verkündigt die Reichsgesetze und erläßt die zur Voll­
ziehung derselben nötigen Verordnungen“. Die Minis­
ter sind zur Auskunftserteilung gegenüber den beiden 
Häusern des Reichstages verpflichtet. Über die Ver­
antwortlichkeit der Reichsminister gegenüber dem 
Reichstag sollte gemäß § 192 der Verfassung ein 
Reichsgesetz erlassen werden. Die Verfassung selbst 
hat also die parlamentarische Verantwortlichkeit der 
Reichsminister nicht ausdrücklich ausgesprochen. In 
den §§ 73 und 74 wurde lediglich gesagt, daß der 
Kaiser die Regierungsgewalt durch verantwortliche, 
von ihm ernannte Minister ausübt und daß alle Re­
gierungshandlungen des Kaisers zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung von wenigstens einem der Reichs­
minister bedürfen, welcher damit die Verantwortung 
für diese Regierungshandlung übernimmt. Daß die * 7

6) Marx-Engels, Historisch-Krit. Gesamtausgabe 1. Abt. Mos­
kau Bd. 7, S. 8, siehe Polak, a. a. O., S. 21.

7) Vgl. Polak, a. a. O. S. 22.
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